
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 29. Oktober 2010 

 
 
 

Mandantenbrief November 2010 
 

Sehr geehrte Mandanten, 
 

anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemeines 

· Inventur und halbfertige Arbeiten zum 31.12.2010 
 
Einkommensteuer 

· Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2011 bei verbilligter Vermietung an nahe Angehörige 
· Abgrenzung haushaltsnaher Dienstleistung zu Handwerkerleistung 

 
Lohn und Gehalt 

· Behandlung von Kosten für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 
 

Umsatzsteuer 
· Rechnungsberichtigung wirkt auf den Zeitpunkt der erstmaligen Rechnungserteilung zu-

rück 
· Aushändigung von Einkaufsgutscheinen ist umsatzsteuerbare Dienstleistung 

 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 

Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung November und Dezember 2010 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.11.2010 10.12.2010 
Umsatzsteuer 10.11.20102 10.12.20103 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Entfällt 10.12.2010 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.12.2010 

Ende der Schonfrist    Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

15.11.2010 13.12.2010 

5.11.2010 7.12.2010 

Gewerbesteuer 15.11.2010 Entfällt 
Grundsteuer 15.11.2010 Entfällt 
Ende der Schonfrist    Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

18.11.2010 
 

12.11.2010 

Entfällt 
 

Entfällt 
Sozialversicherung6 26.11.2010 28.12.2010 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag6 Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 24.11./23.12.2010) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 



 

Allgemeines 
Inventur und halbfertige Arbeiten zum 31.12.2009 
Alle Jahre wieder steht für bilanzierende Steuerpflichtige die Inventur zum Jahresende an. Die Erfas-
sung der Waren und Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe mit Menge und Einkaufswert stellt dabei meist 
lediglich eine Fleißaufgabe dar. Wohingegen die Aufstellung der halbfertigen Arbeiten immer wieder 
mit Fragezeichen versehen ist und sofern Sie nicht zeitnah zum Jahreswechsel vorgenommen wird, 
wertmäßig nur schwierig zu ermitteln ist. Die Fragestellung bei der Ermittlung muss lauten, welchen 
Betrag kann man (ohne Gewinnzuschlag) per 31.12.2010 dem Kunden in Rechnung stellen. Ent-
scheidend ist die Gesamtsumme ohne Berücksichtigung bereits eingeholter Abschlagszahlungen. Zur 
Vereinfachung kann die Summe der eingegangenen Abschlagszahlungen genommen werden und der 
mögliche Restbetrag per 31.12.2010 dazu addiert werden. 
Wichtiger Hinweis:  
Sie erleichtern uns die Erstellung Ihres Jahresabschlusses durch eine zeitnahe Bereitstellung der 
Zahlen ungemein und letztlich sparen Sie durch eine frühzeitigte Aufstellung des Jahresabschluss 
bares Geld denn die Banken berücksichtigen dies bei der Vergabe des Ratings! 

Einkommensteuer 
Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2011 bei verbilligter Vermietung an nahe Angehörige 
Bei verbilligter Vermietung von Wohnungen sowohl an Angehörige als auch an fremde Dritte beträgt 
die Grenze 56 % der ortsüblichen Marktmiete. Deshalb muss Folgendes beachtet werden: 
· Beträgt die vereinbarte Miete mindestens 75 % der ortsüblichen Marktmiete, dann sind die mit den 

Mieteinnahmen zusammenhängenden Werbungskosten voll abzugsfähig. 
· Liegt die vereinbarte Miete zwischen 56 und 75 % der ortsüblichen Marktmiete, ist zunächst die 

Einkünfteerzielungsabsicht zu prüfen. Fällt die Überschussprognose positiv aus, sind die Wer-
bungskosten voll abzugsfähig. Ergibt sich aber eine negative Überschussprognose, so ist der Wer-
bungskostenabzug nur in dem Umfang möglich, wie die Miete im Verhältnis zur ortsüblichen 
Marktmiete steht. 

· Liegt der Mietzins unterhalb von 56 % der ortsüblichen Marktmiete, können die Aufwendungen nur 
entsprechend dem entgeltlichen Anteil der Vermietung geltend gemacht werden. Der Mietvertrag 
muss bei der Vermietung an Angehörige aber auf jeden Fall einem Fremdvergleich (Vermietung an 
fremde Dritte) standhalten, weil er sonst steuerrechtlich nicht anerkannt wird. 

Aus diesem Grund sollten bestehende Mietverträge kurzfristig darauf geprüft werden, ob sie den übli-
chen Konditionen entsprechen und auch so durchgeführt werden. Dies gilt auch für die zu zahlenden 
Nebenkosten. Insbesondere sollte die Höhe der Miete geprüft und zum 1.1.2011 ggf. angepasst wer-
den. Dabei empfiehlt es sich, nicht bis an die äußersten Grenzen heranzugehen. 

Abgrenzung haushaltsnaher Dienstleistung zu Handwerkerleistung 
Bei Maler- und Tapezierarbeiten in der Wohnung handelt es sich nicht um hauswirtschaftliche Tätig-
keiten, die als haushaltsnahe Dienstleistungen begünstigt sind. Aufwendungen für solche Arbeiten 
sind als Handwerkerleistungen steuerlich berücksichtigungsfähig. 
Die Abgrenzung zwischen beiden Tätigkeiten (haushaltsnahe Dienstleistungen / Handwerkerleistun-
gen) ist in Einzelfällen sicher schwierig, da eine Reihe von einfacheren handwerklichen Tätigkeiten 
auch von Laien ausgeführt werden können. Dazu gehört das Anstreichen und Tapezieren. Das ändert 
jedoch nichts an der Tatsache, dass eine handwerkliche Tätigkeit nicht als hauswirtschaftlich einge-
ordnet werden kann. Dies hätte zur Folge, dass Aufwendungen dieser Art sowohl der einen als auch 
der anderen Kategorie zugeordnet werden und damit im Rahmen der Höchstbeträge zu einer doppel-
ten Steuerermäßigung führen könnten. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Keine Pflicht zur Bildung aktiver Rechnungsabgrenzungsposten bis 410 Euro 
Ausgaben vor dem Bilanzstichtag, die Aufwand für eine bestimmte Zeit danach darstellen, müssen als 
Rechnungsabgrenzungsposten gewinnerhöhend aktiviert werden. Hierunter fallen beispielsweise vor-
ausgezahlte Kfz-Steuern oder Versicherungsbeiträge. Ist der jeweils abzugrenzende Betrag allerdings 
nicht höher als 410 EUR, braucht er wegen Geringfügigkeit nicht aktiviert zu werden. 
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

Eigener Hausstand bei doppelter Haushaltsführung eines alleinstehenden Arbeitnehmers 
Für eine beruflich veranlasste doppelte Haushaltsführung ist Voraussetzung, dass der Arbeitnehmer 
neben der Wohnung am Beschäftigungsort einen eigenen Hausstand unterhält. Es ist nicht erforder-



 
lich, dass er die Kosten des Erstwohnsitzes trägt. Dies ist zwar ein wichtiges Anzeichen für einen ei-
genen Hausstand, aber keine zwingende Voraussetzung. 
Das Problem stellt sich besonders bei ledigen Arbeitnehmern, die am Beschäftigungsort eine Woh-
nung angemietet haben und einen Haupthausstand im Haus der Eltern führen. In solchen Fällen muss 
sorgfältig geprüft werden, ob dies ein eigener Hausstand ist oder ob es sich um die Eingliederung in 
einen fremden Haushalt handelt. Eine finanzielle Beteiligung an dem elterlichen Haushalt ist zwar ein 
gewichtiges Indiz, jedoch führt das nicht zwangsläufig zu einer eigenen Haushaltsführung. Umgekehrt 
bewirkt eine unentgeltliche Überlassung nicht zwangsläufig, dass eine eigene Haushaltsführung aus-
geschlossen ist. Die Möglichkeit, die Haushaltsführung mitzubestimmen, spricht wiederum für einen 
eigenen Hausstand. Wesentlich kommt es auch darauf an, wo sich der Lebensmittelpunkt des Arbeit-
nehmers befindet. Nur gelegentliche Aufenthalte im elterlichen Haushalt reichen dafür nicht aus. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 
Kosten für ein außerhäusliches Arbeitszimmer voll abzugsfähig 
Finanzgericht Köln, 10-K-944/06, Pressemitteilung vom 15.10.2010 
Der 10. Senat des Finanzgerichts Köln hat in seinem Urteil vom 09.09.2010 (10 K 944/06) entschie-
den, dass die Abzugsbeschränkung für häusliche Arbeitszimmer nicht greift, wenn das Arbeitszimmer 
baulich vom Wohnbereich getrennt ist und nur über einen Bereich erreicht werden kann, der auch von 
fremden Personen genutzt wird. 
Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof - BFH - zugelassen. Denn möglicherweise sei er mit 
seinem Urteil von dessen Rechtsprechung abgewichen. Der BFH hatte in einem Urteil vom 
13.11.2002 (VI R 164/00) entschieden, dass ein häusliches Arbeitszimmer auch in einem Anbau zum 
Wohnhaus mit separater Eingangstür liegen kann. Allerdings konnte in dem vom BFH entschiedenen 
Fall der Anbau nur über den zum Wohnhaus gehörenden Garten betreten werden. 

Lohn und Gehalt 
Behandlung von Kosten für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 
Kosten für im überwiegend betrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführte Betriebsveranstal-
tungen dürfen pro Arbeitnehmer nicht mehr als 110 EUR inklusive Umsatzsteuer betragen. Kosten für 
Aufwendungen von teilnehmenden Angehörigen der Arbeitnehmer sind diesen zuzurechnen. Außer-
dem dürfen maximal zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr durchgeführt werden. Wird die Freigrenze 
von 110 EUR überschritten, ist der Gesamtbetrag als Arbeitslohn zu versteuern. 
Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die 
Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen stand. 
Der Bundesfinanzhof hat die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass es nicht mehr auf die 
Dauer der Veranstaltung ankommt. Die Veranstaltung kann sich also auch über zwei Tage mit Über-
nachtung hinziehen. 
Bei den am Ende eines Jahres üblichen Weihnachtsfeiern sollte noch Folgendes beachtet werden: 
· Geschenkpäckchen bis zu einem Wert von 40 EUR inklusive Umsatzsteuer, die anlässlich solcher 

Feiern übergeben werden, sind in die Berechnung der Freigrenze einzubeziehen. 
· Geschenke von mehr als 40 EUR inklusive Umsatzsteuer sind grundsätzlich steuerpflichtiger Ar-

beitslohn und deshalb nicht bei der Prüfung der Freigrenze zu berücksichtigen. Die gezahlten Be-
träge können dann aber vom Arbeitgeber mit 25 % pauschal versteuert werden. 

· Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, unterliegen nicht der Pauschalie-
rungsmöglichkeit und müssen voll versteuert werden. 

 

Umsatzsteuer 
Rechnungsberichtigung wirkt auf den Zeitpunkt der erstmaligen Rechnungserteilung zurück 
Der Europäische Gerichtshof hat entgegen der Ansicht, die bisher in Deutschland von Finanzverwal-
tung und Rechtsprechung vertreten wurde, entschieden, dass die Berichtigung einer fehlerhaften 
Rechnung auf den Zeitpunkt ihrer erstmaligen Erteilung zurückwirkt. Damit eine Rechnung zum Vor-
steuerabzug berechtigt, muss sie mehrere Angaben (z. B. Namen und Anschrift des leistenden Unter-
nehmers und des Leistungsempfängers, Art und Menge der gelieferten Gegenstände oder den Um-
fang und die Art der sonstigen Leistung) enthalten. Dem Unternehmer steht der Vorsteuerabzug nur 
zu, wenn die Rechnung alle erforderlichen Angaben enthält. Hat er die Vorsteuern aus einer fehlerhaf-
ten Rechnung abgezogen, führte dies bisher dazu, dass das Finanzamt die Umsatzsteuerzahllast um 



 
den Vorsteuerbetrag erhöhte. Erst für den Voranmeldungszeitraum, in dem der Unternehmer die be-
richtigte Rechnung erhielt, wurde die Vorsteuer berücksichtigt. 
Das führte umsatzsteuerlich zwar zu einem „Nullsummenspiel“, konnte für den Unternehmer aber 
gleichwohl sehr teuer werden, da auf den Umsatzsteuermehrbetrag Nachzahlungszinsen in Höhe von 
6 % pro Jahr anfielen. Diese Nachzahlungszinsen entfallen, wenn die Rechnungsberichtigung auf den 
Zeitpunkt der Rechnungserteilung zurückwirkt, wie der Europäische Gerichtshof jetzt entschieden hat. 

Aushändigung von Einkaufsgutscheinen ist umsatzsteuerbare Dienstleistung 
Arbeitnehmer eines Unternehmens hatten gemäß ihres Arbeitsvertrags Anspruch auf eine teilweise 
Vergütung in Form von Warengutscheinen, die auf einen bestimmten Eurobetrag lauteten. Das Unter-
nehmen hatte die entsprechenden Gutscheine zu einem Betrag inklusive Umsatzsteuer erworben. 
Fraglich war daher, ob die Aushändigung der Gutscheine an die Arbeitnehmer ein umsatzsteuer-
pflichtiger Vorgang ist. Bislang vertrat die Finanzverwaltung die Auffassung, dass die Ausgabe von 
Gutscheinen, die nicht zum Bezug hinreichend bezeichneter Leistungen berechtigen, lediglich der 
Umtausch eines Zahlungsmittels (z. B. Bargeld) in ein anderes Zahlungsmittel (Gutschein) ist, so dass 
keine Lieferung vorliegt. Erst bei Einlösung des Gutscheins unterliegt die Leistung der Umsatzsteu-
er.Diese Auffassung wird vom Europäischen Gerichtshof nicht mehr gestützt. Nach seiner Meinung ist 
bereits die Ausgabe der Gutscheine eine steuerbare Leistung. Denn die Einkaufsgutscheine ermögli-
chen es den Arbeitnehmern, einen Gegenstand oder eine Dienstleistung in bestimmten Geschäften zu 
erwerben, so dass diese Gutscheine ihnen ein zukünftiges und seinem Gegenstand nach unbestimm-
tes Recht an Gegenständen oder Dienstleistungen verleihen. Das steuerpflichtige Entgelt ergibt sich 
aus dem Verzicht der Arbeitnehmer auf entsprechende Barvergütung. 
Problematisch ist diese neue Beurteilung, wenn für den Gutschein Gegenstände erworben werden, 
die dem ermäßigten Steuersatz unterliegen. Denn die Aushändigung der Gutscheine wird zunächst 
dem Regelsteuersatz unterworfen. Hier muss die Finanzverwaltung tätig werden. 
(Quelle: Urteil des Europäischen Gerichtshofs) 
 


